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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Freiherr von Fircks, Dr. Czaja, Dr. Wittmann 
(München), Dr. Hupka, Sauer (Saizgitter), Dr. Becher (Puliach), Dr. Hauser (Sasbach), 
Josten und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2920 - 

betr. Eingiiederung der Aussiedier 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 25. März 
1975 “ VtK I 5 - 933 900 / 9 - die Kleine Anfrage im Einverneh- 
men mit dem Auswärtigen Amt sowie den Bundesministern für 
Wirtschaft, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, für 
Arbeit und Sozialordnung, für Jugend, Familie und Gesundheit 
und für Bildung und Wissenschaft wie folgt beantwortet: 


1, Kann die Bundesregierung eine Darstellung über die bestehen- 
den Einriditungen und Maßnahmen zur beruflichen Ausbildung, 
Fortbildung und Umschulung, über die Zahl der zur Verfügung 
stehenden Lehrkräfte mit entsprechenden Spradikenntnissen so- 
wie über die Zahl der Fortbildungs- und Umschulungskurse 
geben? Reichen die zur Zeit bestehenden Einrichtungen und 
Maßnahmen aus, um die Aussiedler, insbesondere auch soweit 
es sich um Jugendliche handelt, auf bestmögliche Art und Weise 
beruflich zu integrieren und eine wirtschaftliche bzw. gesell- 
schaftliche Schlechterstellung zu vermeiden? 


über die bestehenden Einrichtungen und Maßnahmen zur beruf- 
lichen Ausbildung (ohne betriebliche Ausbildungen), Fortbil- 
dung und Umschulung veröffentlicht die Bundesanstalt für 
Arbeit regelmäßig ein Naciischlagewerk „Einrichtungen der be- 
ruflichen Bildung". Die Ausgabe 1974/1975 des Nachschlage- 
werks, die etwa 8000 Einrichtungen erfaßt, wird in Kürze zur 
Verfügung stehen. Die Zahl der in den Einrichtungen und bei 
den Maßnahmen tätigen Lehrkräfte sowie die Zahl der einzel- 
nen Fortbildungs- und Umschulungskurse werden statistisch 
nicht erfaßt. 

Alle Einriditungen und Maßnahmen der beruflichen Bildung 
stehen den Aussiediern in gleicher Weise wie Einheimischen 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn. Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Veriag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 
Postfach 821, Goethestr. 56. Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3420 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


offen. Außerdem bestehen besondere Fördersdiulen und Kurse 
für Spätaussiedler, insbesondere zum Erwerb oder zur Verbes- 
serung deutscher Sprachkenntnisse. 

Die Bundesanstalt für Arbeit fördert z.Z. verstärkt die Teil- 
nahme an sprachlichen Schulungen, um die in der augenblick- 
lichen Arbeitsmarktsituation auch für Aussiedler bestehenden 
Einstellungsschwierigkeiten zu verringern. Die vorhandenen 
Kapazitäten reichen dazu aus. Schwierigkeiten bestehen ledig- 
lich bei ausgesiedelten Frauen, die an ihre Familie gebunden 
sind und daher nur in der Nähe ihres Wohnortes und für einen 
begrenzten Zeitraum an einer Maßnahme der sprachlichen För- 
derung teilnehmen können. Für Angehörige besonders qualifi- 
zierter Berufe, insbesondere von Hochschulberufen, die berufs- 
spezifische Sprachkenntnisse benötigen, ist nach der Teilnahme 
an einer allgemeinen Sprachschule noch eine erweiterte Schu- 
lung in ihrer jeweiligen Berufssprache erforderlich, die erst am 
Arbeitsplatz erfolgen kann. 


2. Liegen hinsichtlich der Eingliederung der Aussiedler in das 
Erwerbsleben Erkenntnisse darüber vor, in welchen Berufen die- 
ser Personenkreis vor der Aussiedlung tätig war und welche 
Berufstätigkeit von ihm nadi der Umsiedlung ausgeübt wird, 
und in welchem Verhältnis dabei die jetzt ausgeübte Berufs- 
tätigkeit zur Ausbildung steht? 

Die Bundesanstalt für Arbeit führt keine gesonderte Statistik 
über die berufliche Eingliederung von Aussiedlern. 

Die Beratungs- und Vermittlungsunterlagen für Aussiedler aus 
der Volksrepublik Polen, die im Jahre 1971 die Dienststellen 
der Bundesanstalt für Arbeit in Anspruch genommen hatten, 
wurden jedoch ausführlich ausgewertet. In diesem Rahmen 
wurden die vor der Aussiedlung ausgeübte Tätigkeit, der 
Berufs-/Vermittlungswunsch und der in der Bundesrepublik 
Deutschland eingenommene Arbeitsplatz (sogenannte berufliche 
Einmündung) erfaßt. 

Die Ergebnisse der Auswertung sind in den Amtlichen Nach- 
richten der Bundesanstalt für Arbeit (ANBA) 1973, S. 269 ff, 
veröffentlicht. Ein Vergleich der verschiedenen Auswertungs- 
ergebnisse zeigt, daß Aussiedler mit abgeschlossener Ausbil- 
dung - insbesondere in den Fertigungsberufen - auch berufs- 
entsprechende Arbeitsstellen gefunden haben, soweit sie dies 
wünschten. 


3. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, in 
welchem Umfang Aussiedler, die eine qualifizierte Ausbildung 
haben, 

— wegen mangelnder Kenntnisse der deutschen Sprache oder 

— wegen fehlenden Bedarfs unter den hiesigen Arbeits- und 
Wirtschaftsverhältnissen oder 
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— aus sonstigen Gründen 

ihren erlernten Beruf nicht ausüben können? 

In welchem Umfang Aussiedler, die eine qualifizierte Ausbil- 
dung haben, ihren erlernten Beruf in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht mehr ausüben, kann zahlenmäßig nicht an- 
gegeben werden. Den Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit 
sind lediglich Einzelfälle bekannt, aufgrund deren keine all- 
gemeingültigen Aussagen gemacht werden können. 


4, Welche Hilfen und amtlichen Verfahren bestehen bei der Über- 
setzung und Anerkennung mitgebrachter Zeugnisse und Quali- 
fikationsnachweise? 

übersetzungskosten können als „Kosten der Rückführung" aus 
Mitteln des Bundeshaushalts erstattet werden, wenn eine Über- 
setzung von Rechnungsunterlagen oder andere Dokumente zur 
Prüfung der entstandenen Aufwendungen notwendig ist. Kosten 
der Übersetzung mitgebrachter Zeugnisse und Qualifikations- 
nachweise fallen nicht darunter. Im Rahmen der Förderung der 
Arbeitsaufnahme übernimmt jedoch die Bundesanstalt für Ar- 
beit als Bewerbungskosten die Kosten für die Übersetzung von 
Zeugnissen und Qualifikationsnachweisen, die für die beruf- 
liche Eingliederung arbeitsuchender Aussiedler erforderlich 
sind. 

Im übrigen wird auf die schriftliche Antwort vom 9. Dezember 
1974 auf die mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Hupka 
Bezug genommen (vgl. Anlage 8 der Niederschrift des Deut- 
schen Bundestages über die 138. Sitzung am 18. Dezember 1974, 
Seite 9558). 


5. Ist die Bundesregierung bereit, auf repräsentativer Grundlage 
und in periodischer Wiederholung Befragungen durchzuführen, 
um die notwendigen Aufschlüsse über den Umfang der bei der 
beruflichen Eingliederung bestehenden Schwierigkeiten und 
ihrer Ursachen zu erhalten, die für Ziel und Methode einer prak- 
tischen und erfolgreichen Eingliederungspolitik bestimmend sein 
können? 


Die Arbeitsgemeinschaft der Landesflüchtlingsverwaltungen hat 
in den vergangenen Jahren zwei umfangreiche Untersuchungen 
durchgeführt, die in zwei Memoranden: „Die Förderschulen für 
die spätausgesiedelte Jugend in der Bundesrepublik" und „Pro- 
bleme der beruflichen Eingliederung der Aussiedler" zusam- 
mengefaßt und veröffentlicht worden sind. Diese Memoranden 
sind auch den maßgebenden Ausschüssen des Deutschen Bun- 
destages zugänglich gemacht worden. 

Eine weitere Untersuchung in Form einer Langzeitstudie ist 
Anfang 1974 von der Deutschen Sektion für das Weltflücht- 
lingsproblem “ AWR - eingeleitet worden. Auf die schriftliche 
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Antwort vom 9. Mai 1974 auf die mündliche Frage des Abge- 
ordneten Dr. Schweitzer wird Bezug genommen (vgl. Anlage 29 
der Niederschrift des Deutschen Bundestages über die 98. Sit- 
zung am 16. Mai 1974, Seite 6566). 

Diese Untersuchungen machen die noch bestehenden Schwierig- 
keiten und ihre Ursachen deutlich. 

Neben diesen Erhebungen eine eigene periodische Befragung 
durchzuführen, hält die Bundesregierung auch im Hinblick auf 
die erheblichen Kosten einer solchen Befragung nicht für er- 
forderlich. 


6, Besteht ein zentrales System einer umfassenden übergebiet- 
lichen Information und Beratung in Wort und Schrift über Bil- 
dungs- und Berufsmöglichkeiten, deren sich die Aussiedler be- 
dienen können, und die Chancen eines beruflichen Aufstiegs 
erkennen und nutzen zu können, ehe sie sich in ihren beruf- 
lichen Entscheidungen festlegen? 


Für Aussiedler aus der Volksrepublik Polen hat die Bundes- 
anstalt für Arbeit in deutscher und polnischer Sprache eine 
Broschüre „Starthilfen des Arbeitsamtes" herausgegeben. Die 
Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit sind angewiesen, 
durch ihre Beratungs- und Vermittlungsdienste sowie durch 
großzügige Gewährung der nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
möglichen finanziellen Hilfen dazu beizutragen, die Aussiedler 
beruflich zu integrieren. 

Die Bundesanstalt für Arbeit unterhält Beratungsstellen im 
Grenzdurchgangslager Friedland, in der Durchgangsstelle für 
Aussiedler in Nürnberg und im Notaufnahmelager Berlin- 
Marienfelde. Durchschnittlich 75 v. H. aller Aussiedler suchen 
diese Beratungsstellen auf. Sie werden dort umfassend infor- 
miert. 

Ebenso wie Einheimische können die Aussiedler außerdem 
jederzeit die Beratungs- und Förderungsdienste der Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeit in Anspruch nehmen. 

Darüber hinaus leisten die in der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Jugendaufbauwerk zusammengeschlossenen Trägergruppen in 
den Jugendgemeinschaftswerken (Beratungs- und Betreuungs- 
diensten) und in weiteren zentralen Förderungseinrichtungen 
gezielte Hilfe für junge Zuwanderer, die eine schulische, beruf- 
liche und gesellschaftliche Eingliederung in der neuen Heimat 
erleichtern und fördern. Der Bundesarbeitsgemeinschaft Jugend- 
aufbauwerk ist eine zentrale Beratungsstelle zugeordnet, welche 
den hundert Jugendgemeinschaftswerken mit Informationen 
und Auskünften und auf Anfrage auch den einzelnen Zuwan- 
derern beratend zur Verfügung steht. Ferner ist auf Bundes- 
ebene die Otto-Benecke-Stiftung tätig, die den ausgesiedelten 
Abiturienten und Studenten in Form von Eingliederungs-, 
Sprach- und Vorstudienkursen den Anschluß an das hiesige 
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Ausbildungssystem ermöglicht. Alle genannten Einrichtungen 
dienen auch der Orientierung über Möglichkeiten des beruf- 
lichen Weiterkommens und werden im Rahmen des Bundes- 
jugendplanes gefördert. 


7. Gibt es ein umfassendes Verzeichnis der Einrichtungen, die im 
Bundesgebiet für deutsche Sprachkurse für Aussiedler zur Ver- 
fügung stehen und deren Besuch für Erwachsene und Jugend- 
liche aus Mitteln des Arbeitsförderungsgesetzes gefördert wer- 
den kann? Wie ist deren Kapazität und gegenwärtige Aus- 
lastung? 


Das Nachschlagewerk „Einrichtungen zur beruflichen Bildung" 
(vgl. Antwort zu Frage 1) enthält einen gesonderten Abschnitt 
über Deutschkurse für Aussiedler. Auch in anderen Abschnitten 
des Nachschlagewerks werden Kurse nachgewiesen, die für die 
sprachliche Qualifizierung von Aussiedlern geeignet sind (z. B. 
unter Industriedolmetscher, Wirtschaftsübersetzer). 

Das Nachschlagewerk enthält bei jeder Einrichtung oder Maß- 
nahme die Angabe, ob eine Förderung nach § 34 AFG möglich 
ist. Ob der Aussiedler die Förderungsvoraussetzungen erfüllt, 
wird vom zuständigen Arbeitsamt nach seiner Antragstellung 
geprüft. 

Gezielte statistische Erhebungen über die Kapazität und Aus- 
lastung der Einrichtungen zur sprachlichen Schulung der Aus- 
siedler, die aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit gefördert 
werden, wurden bisher nicht vorgenommen. Nach der bisheri- 
gen Erfahrung reicht die Kapazität der Einrichtungen aus. 
Schwierigkeiten wurden nicht bekannt. 


8. In welchem Umfang ist aufgrund des starken Rückgangs der 
Aussiedlungen eine Einschränkung des Sach- und Personal- 
bestandes bei den mit Eingliederungsaufgaben betrauten Insti- 
tutionen und sonstigen an der Betreuungsarbeit mitwirkenden 
Stellen erfolgt, und durch weidie Maßnahmen ist gegebenen- 
falls dafür Sorge getragen, daß der Bestand dieser Einrichtungen 
den erhöhten Anforderungen, die sich im Falle eines Ansteigens 
der Aussiedlerzahlen ergeben würden, kurzfristig angepaßt wer- 
den kann? 

Von einem starken Rückgang der Aussiedlung kann nicht ge- 
sprochen werden. Die Zahl der Aussiedler betrug in den letzten 
zehn Jahren im Schnitt jährlich rund 25 000 Personen. Lediglich 
die Jahre 1970 mit rund 18 500 und 1971 mit rund 33 000 Aus- 
siedlern wichen wesentlich von diesem Durchschnitt ab. Dem 
Rückgang der Aussiedlerzahlen aus Polen steht ein erfreulicher 
Anstieg der Zahlen aus der Sowjetunion und Rumänien gegen- 
über. Von einer Einschränkung des Sach- und Personalbestan- 
des bei den mit Eingliederungsaufgaben betrauten Institutionen 
und sonstigen an der Betreuungsarbeit mitwirkenden Stellen ist 
der Bundesregierung nichts bekannt. Eine Einschränkung des 
Personalbestandes ist nach Kenntnis der Bundesregierung auch 
nicht beabsichtigt. 
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9. Bestehen zentralorganisierte Untersuchungen und Material- 
sammlungen über die Besonderheiten der schulischen und beruf- 
lichen Ausbildungsgänge in den Herkunftsländern der Aussied- 
ler, die für die Anerkennungspraxis in der Bundesrepublik aus- 
wertbar sind, und auf deren Grundlage allgemeine Kriterien für 
die Anerkennung der Gleichwertigkeit einer erworbenen Befähi- 
gung entwickelt werden können? 

Die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen, eine Einrich- 
tung der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder, 
verfügt über eine umfangreiche Materialsammlung über die 
Ausbildungsgänge in den Aussiedlungsgebieten. Die Zentral- 
stelle hat der Arbeitsgemeinschaft der Landesflüchtlingsverwal- 
tungen in Aussicht gestellt, für die am häufigsten auftretenden 
Berufsgruppen generelle Ausbildungs- und Berufsbilder zu er- 
stellen, die die zuständigen Stellen in den Ländern erhalten 
sollen. Darüber hinaus werden dann die Landesflüchtlingsver- 
waltungen von allen von der Zentralstelle zu erstellenden Gut- 
achten Mehrfertigungen erhalten, die ebenfalls vervielfältigt 
werden und den Anerkennungsbehörden zugehen. Auf diese 
Weise wird in absehbarer Zeit ein Kompendium entstehen, das 
die einzelnen Behörden, Körperschaften und berufsständischen 
Institutionen in die Lage versetzen sollte, mehr als bisher ohne 
Einschaltung der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen 
zu entscheiden. Die Erarbeitung allgemeiner Kriterien für die 
Anerkennung der Gleichwertigkeit wäre jedoch wegen der Viel- 
falt der Ausbildungsgänge außerordentlich schwierig und 
könnte wegen der sich rasch ändernden Verhältnisse nicht ab- 
schließend sein. 


10. Werden bei den Entscheidungen bezüglich der Gleichwertigkeit 
der Fachschul- und Fachhochschulausbildung angesichts der 
Verschiedenheit der Systeme die praktischen Erfahrungen und 
Kenntnisse der Aussiedler und die Dauer ihrer Ausbildung an- 
gemessen gewertet? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß angesichts der 
Verschiedenheit der Ausbildungssysteme eine sachgerechte Be- 
wertung der Ausbildung der Aussiedler nicht schematisch, son- 
dern nur unter Abwägung aller Kriterien des Einzelfalles erfol- 
gen kann. Dabei sind die unterschiedliche Dauer und die ver- 
schiedenen Inhalte der Ausbildungsgänge ebenso zu berücksich- 
tigen wie die erworbenen speziellen Kenntnisse und Erfah- 
rungen, 


11. Welche Bemühungen sind bisher, insbesondere auch unter Be- 
teiligung der für die Bewertung und Anerkennung beruflicher 
Befähigungsnachweise in Frage kommenden berufsständischen 
Institute unternommen worden, um die Grundlagen für eine 
einheitliche Bewertungsordnung zu schaffen? 


Eine einheitlidie Bewertungsordnung konnte bisher aus ver- 
sdiiedenen Gründen nicht gesdiaffen werden. Dies würde das 
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Vorliegen und die systematische Auswertung einer vollstän- 
digen Sammlung über alle Berufsbilder und Ausbildungsgänge 
der Aussiedlungsstaaten erfordern. Eine derartige Sammlung, 
die den Anspruch auf Vollständigkeit erheben könnte, liegt 
auch bei der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen 
nicht vor. Zum anderen würden einheitliche Bewertungsregeln 
den Entscheidungsspielraum der Anerkennungsstellen einengen 
und sie daran hindern, die besonderen Umstände vieler Einzel- 
fälle angemessen zu berücksichtigen. 

In diesem Zusammenhang ist auf eine Befragung der Bundes- 
anstalt für Arbeit über die berufliche Gleichstellung der männ- 
lichen Aussiedler aus der Volksrepublik Polen hinzuweisen, die 
im Jahre 1971 ergeben hat, daß nur 1,6 v. H. der Gleichstel- 
lungsanträge abgelehnt wurden und nur über weitere 1,6 v. H. 
der Anträge zum Zeitpunkt der Befragung noch nicht entschie- 
den war. In der weitaus überwiegenden Zahl der Fälle macht 
die Anerkennung also keine Schwierigkeiten. Wenn die zustän- 
digen Stellen einen Einzelfall nicht entscheiden können, erbitten 
sie ein Gutachten der Zentralstelle für ausländisches Bildungs- 
wesen, so daß auf diese Weise durchaus eine einheitliche Hand- 
habung erfolgt. Dies wird noch gefördert durch die in der Ant- 
wort zur Frage 9 dargestellte Absprache zwischen der Zentral- 
stelle und der Arbeitsgemeinschaft der Landesflüchtlingsver- 
waltungen. 


12. Welche vorläufigen Regelungen wurden insoweit geschaffen, 
um ein beschleunigtes und einheitliches Anerkennungsverfah- 
ren zu gewährleisten? 

Die Bundesregierung hat sich stets für eine großzügige, die 
gesetzlichen Ermessens- und Beurteilungsspielräume voll aus- 
schöpfende Behandlung der Anträge der Aussiedler eingesetzt. 
Nach den Erfahrungen der Bundesregierung wird in der Praxis 
auch so verfahren. Wie die in der Beantwortung der Ziffer 11 
zitierte Befragung der Bundesanstalt zeigt, bereitet die Aner- 
kennung der Gleichwertigkeit im allgemeinen keine Schwierig- 
keit. Gelegentlich sind Verzögerungen allerdings nicht zu ver- 
meiden. In manchen Fällen liegen geeignete Unterlagen über 
die ausländischen Prüfungen und Ausbildungsgänge in der Bun- 
desrepublik nicht vor und müssen erst auf diplomatischem 
Wege beschafft werden. In schwierigen Einzelfällen muß eine 
gutachtliche Äußerung der Zentralstelle eingeholt werden, was 
wegen der trotz aller Bemühungen unzureichenden Personal- 
ausstattung dieser Stelle und des besonderen Schwierigkeits- 
grades der zu lösenden Sachprobleme die Bearbeitungszeit ver- 
längert. Negative Erfahrungen in Einzelfällen, so bedauerlich 
sie sind, dürfen aber nicht verallgemeinert werden. 


13. Ist auch in den Fällen, in denen Aussiedler nach Aufenthalt- 
nahme am ersten Zielort erkennen, daß ein anderer Aufent- 
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haltsort innerhalb oder außerhalb des Erstaufnahmelandes 
bessere Eingliederungsmöglichkeiten bezüglich der Arbeits- 
plätze oder der Wohnraumversorgung bietet, eine erneute 
Erstattung der hierdurch bedingten notwendigen Umzugs- 
kosten und die Übertragung der aus dem Bundeshaushalt 
zugewiesenen Wohnungsbauförderungsmittel sichergestellt, um 
den erst später erkennbar werdenden Erfordernissen und Wün- 
schen mit dem Ziel einer optimalen beruflichen und gesell- 
schaftlichen Eingliederung der Aussiedler Rechnung zu tragen? 


Nach der Zuweisung an ein Aufnahmeland ist die weitere Ein- 
gliederung der Aussiedler Aufgabe der jeweils zuständigen 
Landesbehörden. Die Länder haben hinsichtlich der Übernahme 
der ihnen zugewiesenen Personen durch ein anderes Land eine 
besondere Vereinbarung getroffen und diese mehrfach, zuletzt 
nach dem Stande vom 31. Mai 1972 den sich verändernden Ver- 
hältnissen angepaßt. In der Vereinbarung ist festgelegt, unter 
welchen Voraussetzungen ein Anspruch auf Übernahme besteht. 
Aber auch ohne Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen ist 
eine Übernahme möglich, wenn dadurch eine unbillige Härte 
vermieden werden kann. 

Für die nach der Übernahmevereinbarung in ein anderes Land 
übernommenen Personen werden die Ümzugskosten von den 
Ländern getragen. Die Übertragung der aus dem Bundeshaus- 
halt zugewiesenen Wohnungsbauförderungsmittel ist sicher- 
gestellt. 


14. Wie hoch ist der Prozentsatz und die Zahl derjenigen Aussied- 
ler, die aus der Landwirtschaft stammen, und in weichem Um- 
fang ist deren Eingliederung im landwirtschaftlichen Bereich 
möglich? 


Eine Bundesstatistik darüber, welche Berufe die Aussiedler in 
ihren Herkunfsgebieten ausgeübt haben, wird nicht geführt. Es 
ist daher nicht möglich, den Prozentsatz und die Zahl der aus 
der Landwirtschaft stammenden Aussiedler genau anzugeben. 
Nach einer im Jahre 1972 im Aufträge des Bundesministeriums 
des Innern von der Agrarsozialen Gesellschaft e. V. in Göttin- 
gen durchgeführten Erhebung, bei der die dem Lande Nord- 
rhein-Westfalen zur Aufnahme zugewiesenen Aussiedler (ca. 
32 V. H. aller Aussiedler) erfaßt wurden, ist der Anteil der land- 
wirtschaftlichen Familien unter den Spätaussiedlern mit 4 v. H. 
unverhältnismäßig gering. 

Die Eingliederung von Aussiedlern in die Landwirtschaft ist in 
gleichem ümfange wie bei allen anderen Vertriebenen in den 
sich aus den §§35 ff. BVFG ergebenden Grenzen möglich. 

Statistische Daten zur Frage der Eingliederung dieses Personen- 
kreises liegen nur für die Aussiedler aus der Volksrepublik 
Polen vor, die im Jahre 1971 die Arbeitsämter in Anspruch ge- 
nommen haben. Von diesen Aussiedlern waren 722 Männer und 
554 Frauen vor der Aussiedlung im Berufsbereich Pflanzen- 
bauer, Tierzüchter, Fischerei-, Forst- und Jagdberufe tätig. In 
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der Bundesrepublik Deutschland kehrten nur 84 Männer und 
11 Frauen in derartige Berufe zurück. Die Umstrukturierung in 
der Landwirtschaft und interessante Arbeitsmöglichkeiten in 
anderen Berufsbereichen dürften zu dieser beruflichen Umorien- 
tierung geführt haben. 


15. Wie groß ist die Zahl der Bewerber unter den Aussiedlern für 
eine Voll- oder Nebenerwerbsstelle, und stehen für diesen Ein- 
gliederungszweck auch künftig ausreichende Siedlungsmittel 
zur Verfügung? 

Die Zahl der bei den zuständigen Stellen der Länder gegenwär- 
tig vorliegenden Anträge von Aussiedlern für landwirtschaft- 
liche Voll- oder Nebenerwerbsstellen ist der Bundesregierung 
im einzelnen nicht bekannt. 

Die Mittel für die Eingliederung der Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlinge in die Landwirtschaft werden in dem gemäß 
§ 46 BVFG von der Bundesregierung jährlich aufzustellenden 
Siedlungsprogramm bereitgestellt. Nach dem Siedlungspro- 
gramm 1974 standen hierfür einschließlich der Aufbaudarlehen 
aus dem Ausgleichsfonds und der von den Ländern bereit- 
gestellten Siedlungsmittel rd. 339 Mio DM zur Verfügung. An- 
läßlich der Zuweisung der davon auf die einzelnen Länder ent- 
fallenden Anteile hat die Bundesregierung darauf hingewiesen, 
daß bei der Verwendung dieser Mittel insbesondere auch die 
aus der Landwirtschaft stammenden Aussiedler zu berücksich- 
tigen sind. Die Bundesregierung wird auch in Zukunft aus- 
reichende Siedlungsmittel für diesen Zweck bereitstellen. 


16. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob und 
in welciiem Umfang bei Aussiedlern, die infolge ihrer Antrag- 
steliung auf Aussiedlung arbeitslos geworden sind, Nachteile 
im Rentenfalle eintreten, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, solche Nachteile gegebenenfalls auszu- 
gleichen? 

Aussiedler, die wegen ihrer Antragstellung auf Aussiedlung 
arbeitslos geworden sind, haben hierdurch grundsätzlich keine 
Nachteile im Rentenfall. Die Zeit einer Arbeitslosigkeit im Aus- 
reiseland wird aufgrund der Regelungen im Fremdrentengesetz 
bei der Rentenberechnung in der Bundesrepublik wie bei einem 
einheimischen Arbeitslosen als „Ausfallzeit" berücksichtigt. 
Rentenrechtlich wird der Aussiedler so gestellt, als ob er eine 
seinem bisherigen Arbeitsleben entsprechende Beschäftigung 
weiter ausgeübt hätte. Was sonstige Veränderungen des Ar- 
beitsverhältnisses infolge eines Ausreiseantrages angeht, so 
wird auf die Anwort vom 6. November 1973 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Freiherr von Fircks Bezug genommen 
[vergleiche Anlage 37 der Niederschrift des Deutschen Bundes- 
tages über die 65. Sitzung am 9. November 1973, Seite 3872 (A)]. 
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17. Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, daß 
die Ausreise von aussiedlungswilligen Deutschen aus ihrem 
Heimatland in Einzelfällen an der Erhebung der Ausbildungs- 
kosten gescheitert oder in erheblichem Maße behindert wor- 
den ist? 

Nein. 


18. Beabsichtigt die Bundesregierung, die finanziellen Starthilfen 
für Aussiedler angesichts des anhaltenden Geldwertrückgangs 
in ihrer Gesamtheit so zu verbessern, daß die erst jetzt oder 
künftig ins Bundesgebiet kommenden Personen nicht gegen- 
über den Personen benachteiligt werden, die bereits früher 
Aufenthalt im Bundesgebiet genommen haben? 

Die Allgemeinen Verwaltungs Vorschriften über die Gewährung 
von Beihilfen zur Eingliederung junger Zuw anderer wurden 
1972 und erneut am 1. Juli 1974 geändert. Hierbei wurden die 
Individualbeihilfen unter anderem durch Anhebung der Frei- 
beträge und durch die ausdrückliche Anerkennung eines zusätz- 
lichen Freibetrages für den Existenzaufbau während der ersten 
36 Monate nach der Zuwanderung verbessert. Auch durch die 
jeweilige Anpassung der Beihilfen an bestimmte Regelsätze der 
Sozialhilfe sind Benachteiligungen gegenüber Zuwanderern, die 
früher gekommen sind, ausgeschlossen. Im übrigen sind die 
finanziellen Leistungen an Aussiedler Erstattungen und Ent- 
schädigungen aufgrund bestehender Gesetze. 


19. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es eine gesamt- 
staatliche Aufgabe und Verpflichtung der Bundesrepublik 
Deutschland ist, der Gruppe der Aussiedler insbesondere in der 
Anfangsphase der Eingliederung optimale Startchancen zu bie- 
ten, und wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang die Empfehlung der Arbeitsgemeinschaft der Landes- 
flüchtlingsverwaltungen, die Beihilfen aus dem Garantiefonds 
in den ersten drei Jahren nach der Aussiedlung ohne Anrech- 
nung des Einkommens und Vermögens der Unterhaltspflich- 
tigen zu gewähren? 


Die Bundesregierung teilt die in der Frage zum Ausdruck ge- 
kommene Auffassung. 

Zu der Empfehlung der Arbeitsgemeinschaft der Landesflücht- 
lingsverwaltungen, die Beihilfen aus dem sogenannten Garan- 
tiefonds in den ersten drei Jahren nach der Aussiedlung unab- 
hängig vom Einkommen und Vermögen des Unterhaltspflich- 
tigen zu gewähren, hat die Bundesregierung wiederholt Stel- 
lung genommen. Angesichts der sehr hoch angesetzten Frei- 
beträge wird im Rahmen des Garantiefonds nur ein kleiner Teil 
von Unterhaltspflichtigen - und diese wiederum nur mit einem 
geringen durchschnittlichen Betrag von etwa 55 DM monatlich - 
an den Ausbildungskosten ihrer Kinder beteiligt. Diesen Eltern 
ist wegen ihres verhältnismäßig hohen Einkommens eine Eigen- 
beteiligung zumutbar. 

Die Eingliederung wird durch Leistungen des Garantiefonds, 
der auf die Situation der einzelnen Familien und auf die hohen 
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Existenzaufbaukosten der Aussiedler während der ersten drei 
Jahre nach der Zuwanderung abstellt, sichergestellt. Dies gilt 
auch für die an den Ausbildungskosten ihrer Kinder beteiligten 
Unterhaltspflichtigen. Eine allgemeine Freistellung aller Eltern 
während der ersten drei Jahre nach der Zuwanderung ist aus 
diesen Gründen nicht beabsichtigt. 


20. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag in 
angemessenen zeitlichen Abständen über die mit der Aussied- 
lung und der Eingliederung der Aussiedler zusammenhängen- 
den Fragen zu berichten? 

Die Bundesregierung ist wie bisher bereit, den zuständigen 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages jederzeit über die mit 
der Aussiedlung und der Eingliederung der Aussiedler zusam- 
menhängenden Fragen, dem Auswärtigen Ausschuß außerdem 
über wesentliche Veränderungen der Lage und der Lebens- 
umstände dieser Deutschen mündliche Berichte zu erstatten. 
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